Information für Prozesskostenhilfe und Rechtsschutzversicherung
Im Fall des Unterliegens im Rechtsstreit muss der Prozesskostenhilfeberechtigte dem Gegner dessen Auslagen (insbes. die Anwaltskosten !) trotz Gewährung von PKH erstatten; sie sind nicht durch die PKH abgedeckt! Nur wer den Prozess vollständig gewinnt, muss nichts bezahlen!

Werden später durch Verbesserung der finanziellen Verhältnisse die Freibeträge überschritten, müssen die Kosten an den Staat zurückbezahlt werden (Überprüfungszeitraum 4 Jahre).

Erstreitet man in dem mit PKH geführten Prozess einen Geldbetrag, kann nachträglich angeordnet werden, dass hiervon Prozesskosten an den Staat zurückzuzahlen sind.

Bei Ablehnung eines mit Hilfe eines Anwaltes gestellten PKH-Antrages schuldet man diesem die gesetzliche Vergütung.
Im Gegensatz dazu, übernimmt Ihre Rechtsschutzversicherung auch die gegnerischen Anwaltskosten zuzüglich ggf. Kosten eines Gutachtens.

Eine Kostendeckungsanfrage holen wir gerne für Sie ein.

